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Auferlegung von Verpflichtungen sowie eine intensive dif­
ferenzierte Kontrolle über die Verwirklichung wird die 
staatlich-gesellschaftliche Reaktion auf die Rechtsverlet­
zung für den Jugendlichen erlebbarer, indem von ihm 
eigene Aktivität, Selbstdisziplin und Verantwortung ge­
fordert wird.

Die überwiegende Mehrzahl der jugendlichen Rechts­
verletzer befindet sich in einem Lehr- oder Ausbildungs­
verhältnis. Angesichts der Bedeutung, die der erfolgreiche 
Abschluß der Schulbildung und der beruflichen Ausbil­
dung sowohl für die Persönlichkeitsentwicklung als auch 
darüber hinaus für die Vorbeugung von Rechtsverletzun­
gen haben, sollte im Zusammenhang mit Strafverfahren 
gegen Jugendliche — soweit es die Schwere und die Um­
stände der Tat erlauben — vorrangig sichergestellt werden, 
daß der Jugendliche die begonnene Ausbildung erfolgreich 
abschließt oder zumindest den Abschluß einer bestimmten 
Ausbildungsstufe erreicht (vgl. §72 StGB). Hier ergeben 
sich auch besondere Verantwortungen für die Ausbildungs­
einrichtungen, die Eltern und andere Erziehungsträger so­
wie für die gesellschaftlichen Kräfte, dem Jugendlichen 
wirksame Hilfe zu geben.

Um eine positive Entwicklung des jugendlichen Straf­
täters zu erreichen, ist jedoch nicht nur die Berücksichti­
gung seiner individuellen Besonderheiten notwendig, son­
dern es ist gleichermaßen wichtig, die Kollektive zu kennen, 
in denen er lebt, lernt und arbeitet22 — eine Tatsache, auf 
die in § 61 StGB nicht ausdrücklich hingewiesen wird, die 
u. E. jedoch für die Auswahl der Maßnahmen (beachte § 30 
Abs. 2 StGB), für ihre Ausgestaltung (z. B. Bürgschaft, Auf­
erlegung besonderer Pflichten, Arbeitsplatzbindung), 
vor allem aber für die .Unterstützung und Förderung des 
Bewährungs- und Wiedergutmachungsprozesses eine nicht 
zu unterschätzende Bedeutung hat. „Die erzieherischen 
Maßnahmen können insbesondere durch eine effektive Mit­
wirkung der Arbeitskollektive und Werktätigen wirksamer 
gemacht werden.“23

Der Wiedergutmachungs- und Bewährungsprozeß wird 
um so erfolgreicher sein, je aktiver ihn das Kollektiv 
unterstützt. Die Einheit von staatlicher und gesellschaft­
licher Einwirkung ist ein Wesenszug und Grundprinzip des 
sozialistischen Strafrechts (vgl. Art. 2 Abs. 2 StGB). Es 
wurde durch die programmatische Aufgabe konkretisiert, 
die Tätigkeit der Justiz- und Sicherheitsorgane noch enger 
mit der gesellschaftlichen Aktivität zur Durchsetzung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und zur Gewährleistung von 
Ordnung und Sicherheit zu verbinden.24

Das eigene aktive Bemühen des Täters um die Wieder­
gutmachung und Bewährung wird besonders bei Jugend­
lichen weitgehend von den Auffassungen und Bedingungen 
in seinem Kollektiv mitbestimmt. Es ist wichtig, daß das 
Kollektiv die Einsicht des jugendlichen Rechtsverletzers in 
die Notwendigkeit und Gerechtigkeit der Strafe fördert. 
Die öffentliche Meinung in den ihn umgebenden Kollek­
tiven hat einen großen Einfluß auf die Entwicklung seines 
Verantwortungsbewußtseins. Das Kollektiv darf das straf­
bare Verhalten aber nicht nur verurteilen; es muß dem 
Rechtsverletzer zugleich und vor allem die Möglichkeit zu 
Aktivitäten in und mit dem Kollektiv geben. Sein erziehe­
rischer Einfluß wird um so wirksamer sein, wenn es dem 
jugendlichen Straftäter Vertrauen entgegenbringt, ihn als 
gleichberechtigtes Kollektivmitglied anerkennt und ihm 
auch Gelegenheit gibt, sich auf Tätigkeitsgebieten zu be­
weisen, wo er seine positiven Eigenschaften voll entfalten 
kann.

Die Wirksamkeit der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit hängt somit — über die Beachtung der 
Forderungen des § 61 StGB hinaus — von weiteren Voraus­
setzungen ab: einmal von der Beschaffenheit der Kollek­
tive, in denen der jugendliche Straftäter lebt und arbei­
tet (das betrifft vor allem die Frage, ob das Kollektiv 
die erwähnten Aufgaben erfüllen kann und ob es bereit 
ist, eine solche Aufgabe überhaupt zu übernehmen); zum

anderen von den Beziehungen des Täters zum Kollektiv. 
Ein ungünstiges Kollektiv wird einem zur Einsicht be­
reiten straffälligen Jugendlichen wenig helfen können; 
andererseits wird ein gutes Kollektiv wenig Erfolg ha­
ben, wenn der Jugendliche dieses Kollektiv innerlich ab­
lehnt, wenn er diesem gegenüber Vorbehalte hat, sich 
den Einwirkungen entzieht oder ihnen Widerstand entge­
gensetzt.

Um also im Interesse der Erhöhung der gesellschaft­
lichen Wirksamkeit die strafrechtliche staatliche Einwir­
kung auf den jugendlichen Straftäter seitens der Justiz- 
und Sicherheitsorgane enger mit den gesellschaftlichen Ak­
tivitäten zu verbinden, ist nicht nur die konkrete Kenntnis 
des jugendlichen Straftäters, sondern auch der Beschaffen­
heit und erzieherischen Möglichkeiten der Kollektive des 
Jugendlichen erforderlich. Auf diese Weise kann eine noch 
stärkere Individualisierung und Differenzierung der Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und ihrer 
Verwirklichung erreicht werden.

Natürlich ist die Feststellung der Situation der betref­
fenden Kollektive im Rahmen des Strafverfahrens keine 
leichte Aufgabe, und es werden hierzu verschiedene Er­
kenntnismöglichkeiten bzw. -quellen zu nutzen und neu 
zu erschließen sein.

Ausgehend von der gesetzlich festgelegten Verantwor­
tung der staatlichen und gesellschaftlichen Organe für die 
Verhütung von Straftaten und die gesellschaftliche Erzie­
hung Straffälliger (Art. 3 StGB, §§26 und 32 StGB), liegt 
die Hauptverantwortung für die Erziehungsarbeit, Unter­
stützung und folglich auch Einschätzung der Kollektive, 
dem der Rechtsverletzer angehört, bei den Leitern der 
Betriebe, der staatlichen Organe und Einrichtungen, den 
Vorständen der Genossenschaften und den Leitungen der 
gesellschaftlichen Organisationen (hier insbesondere bei 
der Gewerkschaft und der FDJ). Das schließt u. E. auch 
ein, daß die Leiter bzw. Leitungen die Justiz- und Sicher­
heitsorgane darin unterstützen, zu einer zutreffenden Ein­
schätzung der Beschaffenheit und erzieherischen Möglich­
keiten der betreffenden Kollektive zu gelangen. Darüber 
hinaus können auch die Kollektivberatungen gemäß § 102 
StPO und die auf dieser Grundlage anzufertigenden Pro­
tokolle sowie das Auftreten des Kollektivvertreters in der 
gerichtlichen Hauptverhandlung einen bestimmten Ein­
blick in die Situation der betreffenden Kollektive ge­
ben.

Mitwirkung der Eltern und der Jugendkollektive 
bei der Verwirklichung der Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit

Das primäre Kollektiv eines jungen Menschen ist zunächst
die Familie. Die Eltern wirken entsprechend ihrer Ver­
antwortung für die Erziehung des Jugendlichen im Straf­
verfahren mit (§21 Abs. 3 StPO). Dabei ist es u. E. er­
forderlich, die Eltern (bzw. die Erziehungsberechtigten) 
nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Aufklärung der 
Familienverhältnisse und der Wahrnehmung von Rechten 
für den Jugendlichen (§ 70 StPO), sondern auch im Hin­
blick auf die Verwirklichung der Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit einzubeziehen, um ihre 
Potenzen zusammen mit den staatlichen und gesellschaft­
lichen Erziehungsträgern bei der Erziehung des straffällig 
gewordenen Jugendlichen zu nutzen.23 Abgesehen von den 
relativ wenigen Fällen erziehungsuntüchtiger und erzie­
hungsunwilliger Eltern zeigen sich Probleme bzw. Grenzen 
dieser Einbeziehung der Eltern dort, wo die Jugendlichen 
auf Grund ihres Alters (oft bei über 16jährigen) oder auf 
Grund von Disharmonien in der Familie oder aus anderen 
Gründen aus der elterlichen Familie herausgewachsen und 
dort nicht mehr verwurzelt sind, so daß ein wirksamer 
elterlicher erzieherischer Einfluß nicht mehr zu erwarten 
ist. Um so bedeutsamer wird dann die Nutzung anderer
Kollektive.


